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Geſetz⸗ Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


PETER Ne. 1 mis a 


(No. 1545.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten Mai 1834., betreffend die Deklaration 
der Publikations⸗Patente vom 12ten März 1831. und 15ten Juni 1832. 
uͤber die von der Deutſchen e angenommene allgemeine 
Kartel- Konvention. 


N, den Bericht vom Igten v. M. will Ich die beiden Publikations⸗Patente 
vom 12ten März 1831. und löten Juni 1832. über die von der Deutſchen Bun⸗ 
desverſammlung angenommene allgemeine Kartel⸗Konvention aus den von Ihnen 
angeführten Gruͤnden dahin deklariren: daß deſertirte Militgirperſonen, welche 
den nach Artikel 18. der Bundes⸗Kartel⸗Konvention ihnen zuſtehenden Anſpruch 
auf Amneſtie vor dem Ablaufe der nach dem Publikations⸗Patente vom löten 
Juni 1832. bis zum Sten Oktober 1832. verlängerten Friſt nicht angemeldet 
haben, im Falle ihrer Ruͤckkehr als Deſerteure zur Unterſuchung zu ziehen und 
mit Strafe zu belegen find; jedoch ſollen Mir die abgefaßten Straferkenntniſſe, 
vor ihrer Vollſtreckung, zur Beſtimmung uͤber einen im Wege der Gnade etwa 
zu bewilljgenden Erlaß der Strafe jedesmal vorgelegt werden. Die Verhaͤlt⸗ 
niſſe der ausgetretenen Militairpflichtigen aber ſollen im Falle ihrer Ruͤckkehr 
durch die Provinzial-Regierungen einer genauen Pruͤfung unterworfen werden, 
nach deren Ergebniß das Miniſterium des Innern und der Polizei zu beſtim⸗ 
men hat, ob ſolchen Indibiduen noch die Wohlthat der one zu Theil wer⸗ 
den ſoll oder nicht. 


Berlin, den 29ſten Mai 1834, 


Friedrich Wilhelm. 


An die Miniſterien der Juſtiz, der auswaͤrtigen Ange⸗ 
legenheiten, des Kriegs und der Polizei. 


Jahrgang 1834. (No. 1515 — 1546.) f * (No. 1546.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 12ten Auguſt 1834.) 
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(No. 1546.) Die dieſſeits unterm 5ten Juli 1834. abgegebene Erklärung, in Betreff der mit 
der Fuͤrſtlich- Reuß⸗Plauenſchen der jüngern Linie gemeinſchaftlichen Nee 
gierung getroffenen Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Beförderung der 
Rechtspflege. 


Suiten dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Miniſterium der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten zu Berlin und der Fuͤrſtlich⸗Reußiſchen Regierung zu Gera iſt zu Befoͤr⸗ 
derung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft getroffen worden. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenſeitig alle die⸗ 
jenige Rechtshuͤlfe, welche fie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen 
und Gerichtsberfaſſung, nicht verweigern duͤrfen, in wiefern das gegenwaͤrtige 
Abkommen nicht beſondere Einſchraͤnkungen feſtſtellt. f 

Artikel 2. Die Vollſtreckbarkeit der richterlichen Erkenntniſſe wird ge⸗ 

genſeitig anerkannt, dafern dieſe nach den näheren Beſtimmungen des gegenwaͤr⸗ 
tigen Abkommens von einem beiderſeits als kompetent anerkannten Gerichte ge⸗ 
ſprochen worden find, und nach den Geſetzen des Staats, von deſſen Gericht fie 
gefällt worden, die Rechtskraft bereits beſchritten haben. Solche Erkenntniſſe 
werden an dem in dem anderen Stagte befindlichen Vermoͤgen des Sachfaͤlligen 
unweigerlich vollſtreckt. 
i Artikel 3. Ein von einem zuſtaͤndigen Gerichte gefaͤlltes rechtskraͤftiges 
Erkenntniß begruͤndet vor den Gerichten des anderen Staates die Einrede des 
rechtskraͤftigen Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denſelben Wirkungen, als 
wenn das Urtheil von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem ſolche Ein⸗ 
rede geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 

1) Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. ö 
Artikel 4. Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Pro⸗ 
rogation der Gerichtsbarkeit des anderen Staates, dem er als Unterthan und 
Staatsbuͤrger nicht angehoͤrt, zu unterwerfen. Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, 
der Requiſttion eines ſolchen geſetzwidrig prorogirten Gerichts, um Stellung des 
Beklagten oder Vollſtreckung des Erkenntniſſes ſtatt zu geben, vielmehr wird 
jedes von einem ſolchen Gericht geſprochene Erkenntniß in dem anderen Stgate 

als unguͤltig betrachtet. 

„Der Kläger Artikel 5. Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤ— 
1 18 = ger dem Gerichtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Ur⸗ 
theil der fremden Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, ſondern 
auch ſofern es den Klaͤger z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten, 

betrifft, in dem anderen Stagte als rechtguͤltig erkannt und vollzogen. 

Widerklage. Artikel 6. Fuͤr die Widerklage iſt die Gerichtsbarkeit des uͤber die Vor⸗ 
klage zuftändigen Richters begründet, dafern nur jene mit dieſer im rechtlichen Zur 
ſammenhange ſteht, und ſonſt nach den Landesgeſetzen des Vorbeklagten zulaͤſſig 2 | 
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Artikel 7. Die Provokationsklagen (ex legi diffamari oder ex legi si Yrovokntions- 
contendat) werden erhoben vor dem perſoͤnlich zuſtaͤndigen Gerichte der Provo⸗ klage. 
kanten, oder da, wohin die Klage in der Hauptſache ſelbſt gehoͤrig iſt; es wird 
daher die von dieſem Gerichte, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskraͤf⸗ 
tig a Ines? Sentenz von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreckbar 
anerkannt. 5 

Artikel 8. Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Perſonlicher 
Wohnſitz in einem Staate oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch nicht Verichtoſand. 
gewonnen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begruͤn⸗ 
det iſt, wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klagſachen dergeſtalt anerkannt, 
daß der Unterthan des einen Staats von den Unterthanen des andern nur vor 
ſeinem perſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es muͤßten denn bei jenen 
perſoͤnlichen Klagſachen neben dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande noch die beſonderen 
Gerichtsſtaͤnde des Kontraktes, oder der geführten Verwaltung konkurriren, wel⸗ 

Den 1 1 die perfönlihe Klage auch vor dieſen Gerichtsſtaͤnden erhoben wer⸗ 

en kann. 
| Artikel 9. Die Abſicht, einen beſtaͤndigen Wohnſitz an einem Orte 
nehmen zu wollen, kann ſowohl ausdruͤcklich, als durch Handlungen geaͤu⸗ 
ßert werden. = 

Das Letztere gefihieht, wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, 
welches ſeine beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, uͤbernimmt, Handel oder 
Gewerbe daſelbſt zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt Alles, was zu einer ein⸗ 
gerichteten Wirthſchaft gehört, anſchafft. Die Abſicht muß aber nicht bloß in 
Beziehung auf den Staat, ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz genom⸗ 
men werden ſoll, beſtimmt geaͤußert ſeyn. N N 
= Artikel 189. Wenn Jemand, ſowohl in dem einen als in dem andern 
Staate, ſeinen Wohnſitz in dem landesgeſetzlichen Sinne genommen hat; ſo haͤngt 
die Wahl des Gerichtsſtandes vom Klaͤger ab. d i 

Artikel 11. Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben 
if, begründet zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in feiner Gewalt 
befindlichen Kindes, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo daſſelbe geboren worden, 
oder wo das Kind ſich nur eine Zeit lang aufhaͤlt. 

Artikel 12. Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, 
unter welchem derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordent⸗ 
liche Gerichtsſtand des Kindes, ſo lange daſſelbe noch keinen eigenen ordentlichen 
Wohnſttz rechtlich begründet hat. ö N 

Artikel 13. Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer 
Ehe zur rechten Hand erzeugt, fo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes 
auf gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 
Artikel 14. Diejenigen, welche in dem einen oder andern Staate, ohne 
deſſen Buͤrger zu ſeyn, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes 
dergleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, 
welche ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerbs-Anſtalten ſich befinden, als vor dem 
Gerichtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 5 
93 Artikel 15. Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem per⸗ 
Go. 1546.) € ſoͤn⸗ 
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ſonlichen Aufenthalte auf dem erpachteten Gute, ſoll den Wohnſitz des Paͤchters 
im Staate begruͤnden. 8 er 

Artikel 16. Ausnahmsweiſe ſollen Studirende und Dienſtboten auch 
in demjenigen Staate, wo fie ſich in dieſer Eigenſchaft aufhalten, waͤhrend die⸗ 
ſer Zeit noch einen perſoͤnlichen Gerichtsſtand haben, hier aber, ſoviel ihren per⸗ 
foͤnlichen Zuſtand und die davon abhangenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme 
1 5 den Geſetzen ihres Wohnorts und ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt 
werden. ö 

Gerichtsstand Artikel 17. Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres 

der Erben. Erblaſſers vor deſſen Gerichtsſtande ſo lange belangt, als die Erbſchaft ganz 
oder theilweiſe noch dort vorhanden, oder wenn der Erben mehrere ſind, noch 
nicht getheilt iſt. 8 | £ 

Augemeines Artikel 18. Im Konkurſe wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des 

Gantgerſcht. Schuldners auch als allgemeines Gantgericht anerkannt, ausgenommen, wenn der 
größere Theil des Vermoͤgens, bei deſſen Beſtimmung das über die Vermoͤ⸗ 
gensmaſſe aufzunehmende Inventarium und Taxe zum Grunde zu legen iſt, in 
dem andern Staate ſich befindet, wo alsdann dem letzteren unter der im Art. 
22. enthaltenen Beſchraͤnkung das Recht des allgemeinen Gantgerichts zugeſtan⸗ 
den wird. 

Artikel 19. Aktivforderungen werden, ohne Unterſchied, ob ſie hypothe⸗ 
kariſch ſind oder nicht, angeſehen, als befaͤnden ſie ſich an dem Wohnorte des 
Gemeinſchuldners. ; 

Artikel 20. Einem Partikularkonkurſe wird nicht ſtatt gegeben, ausge, 
nommen, wenn ein geſetzlich begruͤndetes Separationsrecht geltend gemacht wird, 
namentlich wenn der Gemeinſchuldner in dem anderen Staate, wo er ſeinen 
Wohnſitz nicht hatte, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes der⸗ 
gleichen Etabliſſement, welches als ein eigenes Ganzes, einen beſonderen Inbe⸗ 
griff von Rechten und Verbindlichkeiten des Gemeinſchuldners bildet, beſitzt, wel 
chen Falls zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Anſehung dieſes Eta- 
bliſſements beſonders kreditirt haben, ein Partikularkonkurs eröffnet werden darf. 

Wirkungen Artikel 21. Alle Forderungen, ſie ſeyen auf ein dingliches oder perſoͤn⸗ 


r 


115 Wange liches Recht gegruͤndet, ſind allein bei dem allgemeinen Gantgericht einzuklagen, 

richtsſtandes. oder wenn ſie bereits klagbar gemacht worden, dort weiter zu verfolgen. Das 
außerhalb Landes befindliche Vermoͤgen des Gemeinſchuldners wird, nach vor⸗ 
gaͤngiger Veraͤußerung der Grundſtuͤcke und Effekten, durch den Richter der ge 
legenen Sache dem Gantgerichte abgeliefert. 

Rechtliche Artikel 22. Dingliche Rechte werden nach den Geſetzen des Orts der 
80 Danang belegenen Sache beurtheilt und geordnet; über die Rangordnung rein perſoͤnli⸗ 
der dinglichen cher Anſpruͤche und deren Verhaͤltniſſe zu den dinglichen Rechten, entſcheiden die 
und echte. am Orte des Gantgerichts geltenden Geſetze, und es findet kein Unterſchied zwi⸗ 

ſchen in⸗ und auslaͤndiſchen Gläubigern als ſolchen ſtatt. 28 
f Damit insbeſondere bei der Eigenthuͤmlichkeit der Preußiſchen Hypotheken⸗ 
Verfaſſung, die auf den im Preußiſchen Gebiete gelegenen Grundſtuͤcken einge⸗ 
ragenen Gläubiger in ihren Rechten keinen Schaden leiden, hat es in Ruͤck⸗ 
icht ihrer bei der Abſonderung und Vertheilung der Immobiliarmaſſe N 
or⸗ 
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Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. Titel 50. $$. 489 — 52 
ſein e 0 98 N ne 
15 rtikel 23. Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Re ts⸗ Dingli 
mittel, wie auch die ſogenannten ee in rem ur osten ſie Seren. 
eine unbewegliche Sache betreffen, vor dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſich die 
Sache befindet — koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor 
dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaͤltlich 
deſſen, was auf den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 
Artikel 24. In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine bloß (rein) 
perſoͤnlichen Klagen angeſtellt werden. 5 e 
Artikel 25. Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch ſtatt, wenn 
gegen den Beſitzer unbeweglicher Güter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt 
wird, welche aus dem Beſitze des Grundſtuͤckes, oder aus Handlungen fließt, 
die er in der Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein 
ſolcher Grundbeſißer i 
a 1) die mit ſeinem Pachter, oder Verwalter, eingegangenen Verbindlich⸗ 
keiten zu erfuͤllen, oder e 
2 die zum Beſten des Grundſtuͤcks geleiſteten Vorſchuͤſſe, oder gelieferten 
Materialien und Arbeiten, zu verguͤten ſich weigert, oder 
3) die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit oder ein aͤhnliches Befugniß mißbraucht, 


oder 
4) feine Nachbarn im Beſtize ſtoͤrt; ö 
5) ſich eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts be⸗ 
ruͤhmt, oder ; 
6) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veräußert, und den Kon⸗ 
i trakt nicht erfüllt oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 
ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
N 1 1 ſein Gegner ihn in ſeinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht be⸗ 
angen will. a 2 
Artikel 26. Eben ſo begründet ausnahmsweiſe auch der Beſitz eines 
1 0 oder die geſammte Hand davon, zugleich einen perſoͤnlichen Ge⸗ 
richtsſtand. 5 
Artikel 27. Erbſchaftsklagen werden da, wo die Erbſchaft ſich befindet, Erbſchafts⸗ 
erhoben, und zwar dergeſtalt, daß wenn die Erbſchaftsſtuͤcke zum Theil in dem klagen. 
einen, zum Theil in dem andern Staatsgebiete ſich befinden, der Klaͤger ſeine 
Klage zu theilen verbunden iſt, ohne Ruͤckſicht, wo der groͤßte Theil der Erb⸗ 
ſchaftsſachen ſich befinden mag. es 

Doch werden alle bewegliche Erbſchaftsſtuͤcke angeſehen, als befaͤnden fie 
ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. i ö 
Aktiv⸗Forderungen werden ohne Unterſchied, ob ſie hypothekariſch ſind 
oder nicht, den beweglichen Sachen beigezaͤhlt. 

Artikel 28. Ein Arreſt darf in dem einen Staate und nach den Ger Gerichtsſtand 
ſetzen deſſelben, gegen den Bürger des anderen Staates ausgebracht und ver⸗ des Arreſtes. 
fügt werden, unter der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache 
dorthin gehoͤre, oder daß ſich eine wirkliche gegenwaͤrtige Gefahr auf Seiten 
des Glaͤubigers nachweiſen laſſe. 8 
(No. 1546.) 8 Iſt 
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Iſt in dem Staate, in welchem der Arreſt verhangen worden, ein Ge⸗ 
richtsſtand fuͤr die Hauptſache nicht begründet; fo iſt dieſe nach vorläufiger Re⸗ 
gulirung des Arreſtes an den zuſtaͤndigen Richter des anderen Staates zu vers 
weiſen. 7 dieſer rechtskraͤftig erkennt, unterliegt der allgemeinen Beſtimmung 
im Artikel 2. En Ä 
Gerichtstand Artikel 29. Der Gerichtsſtand des Kontraktes, vor welchem ebenſo⸗ 
desKontraktes wohl auf Erfüllung, als wie auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, 
findet nur dann ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in 
dem Gerichtsbezirke ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen 
worden iſt, oder in Erfuͤllung gehen ſoll. : 
x Dieſes ift beſonders auf die, auf öffentlihen Märkten geſchloſſenen Kon⸗ 
trakte, auf Viehhandel und dergleichen anwendbar. f 
Beſonders Artikel 30. Die Klauſel in einer Wechſelverſchreibung, wodurch ſich 
Wahren der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Wechſelgerichts, in deſſen Ge⸗ 
en, ens richtszwang er zu deſſen Verfallzeit anzutreffen ſey, unterworfen hat, wird als 
gültig, das hiernach eintretende Gericht, welches die Vorladung bewirkt hat, für 
zuſtaͤndig, mithin deſſen Erkenntniß für vollſtreckbar an den in dem anderen 
Stgate belegenen Guͤtern anerkannt. 5 
Gerichtsſtand Artikel 31. Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes 
geführter Ber⸗Gut oder Vermoͤgen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die 
waltung. aus einer ſolchen Adminiſtration angeſtellten Klagen ſich einlaſſen, es müßte denn 
die Adminiſtration bereits voͤllig beendigt, und dem Verwalter uͤber die gelegte 
Rechnung quittirt ſeyn. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener 
Nuͤckſtand gefordert oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann die⸗ 
ſes nicht bei dem vormaligen Gerichtsſtande der gefuͤhrten Verwaltung geſchehen. 
ueber Inter⸗ Artikel 32. Jede aͤchte Intervention, die nicht eine beſonders zu ver⸗ 
l handelnde Rechtsſache in einen ſchoͤn anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, fie ſey prinzi⸗ 
pal oder akzeſſoriſch, betreffe den Klaͤger oder den Beklagten, ſey nach vorgaͤn⸗ 
giger Streit⸗Ankuͤndigung, oder ohne dieſelbe geſchehen, begruͤndet gegen den 
auslaͤndiſchen Intervenienten die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der 
Hauptprozeß gefuͤhrt wird. { 5 ö 
Wirkung der Artikel 33. Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln be⸗ 
Are ſtimmten Gerichtsſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden ift, fo iſt der Streit 
daſelbſt zu beendigen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veranderung des 
Wohnſitzes oder Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden 
koͤnnte. Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klagſachen wird durch Inſinuation der 
Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2) In Hinſicht der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 

ER Rechtsſachen. N 
x Artikel 34. Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todes⸗ 
fall werden, was die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach 
den Geſetzen des Orts beurtheilt, wo fie eingegangen finds. i 5 
s Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die 
‚Gültigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be⸗ 
hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 5 
ir. 
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Artikel 35. Vertraͤge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts 
auf unbewegliche Sachen zum Zweck haben, richten ſich lediglich nach den Ge⸗ 
ſetzen des Ortes, wo die Sachen liegen. 


3) In Ruͤckſicht der Strafgerichtsbarkeit. 

Artikel 36. Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgeſetzen wer⸗ Auslieftrung 
den, fo weit nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahmen beſtimmen, von dem derVerbrechet. 
einen Staate dem andern nicht ausgeliefert, ſondern wegen der in dem andern 
Staate begangenen Verbrechen und Uebertretungen von dem Staate, dem fie 
angehoͤren, zur Unterſuchung gezogen und nach deſſen Geſetzen gerichtet. Daher 
ne auch ein Kontumazial-Verfahren des andern Staates gegen fie 
nicht ſtatt. EEE 
Ruͤckſichtlich der Forſt⸗ und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen hat es 
bei dem zwiſchen den beiderſeitigen Staaten getroffenen beſonderen Abkommen 
fein Bewenden, in ſolchen Fallen jedoch, wo der Holzdieb nicht vermoͤgend, die 
Geldſtrafe ganz oder theilweiſe zu erlegen, und wo Gefaͤngnißſtrafe eintritt, ſoll 
letztere niemals nach der Wahl des Waldeigenthuͤmers in Forſtarbeit verwan⸗ 
delt werden koͤnnen. 5 : 

Fuͤr die Konſtatirung eines Forſtfrevels, welcher von einem Angehörigen 
des einen Staats in dem Gebiete des andern verübt worden, ſoll den offtziel⸗ 
len Angaben und Abſchaͤtzungen des kompetenten Forſt- und Polizeibeamten des 
Ortes des begangenen Frevels, die volle geſetzliche, zur Verurtheilung des Be⸗ 
ſchuldigten hinreichende Beweiskraft von der zur Aburtheilung geeigneten Ge⸗ 
richtsſtelle beigelegt werden, wenn dieſer Beamte, der uͤbrigens keinen Denun⸗ 
zianten⸗Antheil an den Strafgeldern und keine Pfandgelder zu genießen hat, 
nach Maaßgabe des Koͤniglich⸗Preußiſchen Geſetzes vom 7ten Juni 1821., vor 
Gericht auf die wahrheitsmaͤßige, treue und gewiſſenhafte Angabe ſeiner Wahr⸗ 
nehmung und Kenntniß eidlich verpflichtet worden iſt. 5 


Artikel 37. Wenn der Unterthan des einen Staates in dem Gebiete Vonſftreckung 
des andern wegen eines in dieſem letzteren veruͤbten Vergehens oder Verbre⸗ Eten 
chens ebendafelbft zur Unterſuchung gezogen worden, vor Abbuͤßung der Strafe g 
jedoch in feinen Heimathsſtagt zuruͤckgekehrt iſt, fo finden folgende Beſtimmun⸗ 
gen Anwendung: 5 5 

a) Iſt dieſe Nuͤckkehr des Angeſchuldigten erſt nach Abfaſſung des rechts⸗ 

kraͤftigen Erkenntniſſes erfolgt, fo wird letzteres auf vorgaͤngige Requi⸗ 

ſition und Mittheilung von dem Heimathsſtaate ſowohl an der Per⸗ 

fon, als an den in dem Staatsgebiete befindlichen Gütern des Vers 

urtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren die 

Strafe erkannt worden, auch nach den Geſetzen des requirirten Staats 

als ein Vergehen oder Verbrechen erſcheint, und nicht bloß zu den 

polizei⸗ oder finanzgeſetzlichen Uebertretungen gehoͤrt, von welchen der 
naͤchſtfolgende Artikel handelt. e N 

b) Iſt die Ruͤckkehr des Angeſchuldigten aber vor der rechtskraͤftigen Ent 

ſcheidung geſchehen, ſo ſteht es dem unterſuchenden Gerichte nur frei, 

1 unter Mittheilung der Akten bei dem Gerichte der Heimath des 15 
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brechers auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung nach Arti⸗ 
ö kel 36. anzutragen. Ro 
Die Koſten der Strafpollſtreckung müffen in beiden Faͤllen (a. und b.), 
1 der Verbrecher unvermoͤgend iſt, von dem requirirenden Gerichte erſetzt 
werden. ; 

Bedingt zu Artikel 38. Hat ein Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des 
5 andern durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er ange⸗ 
Selbßſtellung hort, gar nicht verpoͤnt find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgaben⸗ 

Geſetze, Polizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach von dieſem 
Staate auch nicht beſtraft werden koͤnnten, ſo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition 
zwar nicht zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates ger 
ſtellt, demſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen 
die Anſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchen Faͤllen zuläffige Kon⸗ 
tumazial⸗Verfahren wahren koͤnne. b 

Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staats 
dem Unterthan des andern Waaren in Beſchlag genommen worden ſind, die 
Verurtheilung, ſey es im Wege des Kontumazial-Verfahrens oder ſonſt, in fo: 
1 . als ſie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen Gegenſtaͤnde 

eſchraͤnkt. 5 

Uebrigens ſoll durch gegenwaͤrtige Uebereinkunft den Beſtimmungen des 
Zoll⸗Kartels, welches am Iten Mai 1833. zwiſchen Preußen, Kurheſſen und 
dem Großherzogthum Heſſen, ferner Bayern und Wuͤrtemberg, ſodann Sad: 
ſen einerſeits, und den zu dem Thuͤringiſchen Zoll- und Handelsvereine verbun⸗ 
denen Staaten andererſeits abgeſchloſſen worden iſt, nichts an Kraft entzogen 
ſeyn, es vielmehr bei dieſen Beſtimmungen durchgehends bewenden. 

Artikel 39. Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch uͤber die aus dem 

Verbrechen entſprungenen Privat⸗Anſpruͤche mit erkennen, wenn wegen derſelben 
von dem Beſchaͤdigten adhaͤrirt worden iſt. 

Auslieferung Artikel 40. Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen 
der Geſtüchte oder anderen Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den andern Staat 

5 ſich geflüchtet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſeyn, 

werden nach vorgaͤngiger Requiſition, gegen Erſtattung aller baaren Auslagen, 
ingleichen ſaͤmmtlicher nach der, bei dem requirirten Gerichte uͤblichen Taxe zu 
liquidirenden Gerichtsgebuͤhren aus dem Vermögen des reklamirten Delinquenten, 
wenn ſolches dazu hinreicht, ausgeliefert. f 

Hat aber der Delinquent kein hinreichendes Vermoͤgen, ſo fallen die Ge⸗ 
buͤhren fuͤr die Arbeiten des requirirten Gerichts weg und es werden nur die 
baaren Auslagen, welche durch die Verhaftnehmung und Unterhaltung des De 
linquenten bis zur erfolgten Abholung deſſelben veranlaßt worden ſind, verguͤtet. 

Auslieferung Artikel 41. Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung ver⸗ 
der Auslaͤnder daͤchtige Individuen, welche weder des einen noch des andern Staates Unter⸗ 

thanen find, werden, wenn fie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten ver 
letzt zu haben beſchuldigt ſind, demjenigen, in welchem die Uebertretung veruͤbt 
wurde, auf vorgaͤngige Requiſition, gegen Erſtattung der Koſten, wie dieſe im 
vorigen Artikel beſtimmt iſt, ausgeliefert; es ſey denn, daß der Staat, welchem 
er gls Unterthan angehört, auf die vorher von dem requirirten gemachte 1 

eige 
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zeige der Verhaftung, jene Uebertreter ſelbſt reklamirt und ihre Auslieferung zun 
eigenen Beſtrafung in Antrag bringt. 

Artikel 42. In denſelben Faͤllen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Verbindlich 
Auslieferung eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von zahme der 
dem andern Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. . Auslieferung. 

Artikel 43. In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeus Stellung der 
gen an dem Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unter- Zengen. 
thanen des einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern, zur Able⸗ 
gung des Zeugniſſes, zur Konfrontation oder Rekognition, gegen vollſtaͤndige 
Verguͤtung der Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. Auch 
in ſolchen Faͤllen, wo die Zeugen vor dem requirirten Gerichte abgehoͤrt wer⸗ 
den, hat das requirirende Gericht die Entſchaͤdigung der Zeugen zu bezahlen. 

Bei Geſtellung der Zeugen an das requirirende Gericht hat die requi⸗ 
rirte Behoͤrde die demſelben gebuͤhrende Verguͤtungsſumme zu verzeichnen und 
Erſteres bei erfolgter wirklicher Siſtirung der Zeugen die Gebuͤhren fofort an 
dieſe zu verabreichen. Sofern ſie deswegen eines Vorſchuſſes beduͤrfen, wird 
das requirirte Gericht zwar die Auslagen davon uͤbernehmen; es ſollen ſelbige 
jedoch vom requirirenden Gericht auf erhaltene Benachrichtigung ungeſaͤumt wie⸗ 
der erſtattet werden. 

Artikel 44. Ueberhaupt ſoll in allen ſtrafrechtlichen Faͤllen, wo die Ko⸗ Beſchrankte 
ſten niedergeſchlagen oder auf die Kaffe des Staats oder der Gerichtsherren feſtuurgoſten⸗ 
übernommen werden muͤſſen, die requirirende Stelle des einen Staats lediglich erſtattung zwi⸗ 
die baaren Auslagen für Botenlohn und Poſtgelder, für Atzungs⸗ und Verpfle⸗ e 
gungsgebühren (im weiteren Sinne des Wortes, wo namentlich auch Arzt und Gerichtsſtel⸗ 
Kurkoſten, Lagerſtroh, Waͤſche und nothduͤrftige Bekleidungsgegenſtaͤnde darunter len. 
begriffen ſind), Transport und Bewachung der Gefangenen, ſo wie fuͤr Kopia⸗ 
lien zu berechnen und zu erſtatten haben; wogegen alle andere Koſten fuͤr Pro⸗ 
tokollirung, Ausfertigung und Mittheilungen, ſo wie fuͤr die an die Gerichts⸗ 

Beiſitzer oder an das Gericht und die Kaſſen ſonſt zu entrichtenden Sporteln bei 
Requiſitionen gegenſeitig nicht in Anſpruch zu nehmen ſind. 

Artikel 45. Zu Entſcheidung der Frage, ob der Delinquent hinreichen- Form des 
des eigenes Vermögen zu Bezahlung der Gerichtsgebuͤhren beſitze oder nicht, Nomen 
ſoll in den beiderſeitigen Landen nichts weiter, als das Zeugniß derjenigen Ge⸗ argen d 
richtsſtelle erfordert werden, unter welcher der Delinquent feine weſentliche Woh⸗ Kant Dr, De 
nung hat. Sollte er dieſe in einem dritten Lande gehabt haben und die Bei⸗ 
treibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn, ſo wird es ſo 
angefehen, als ob er kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. 

f Artikel 46. Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen Wegfall ber 
die Auslieferung der Angeſchuldigten oder Geftellung der Zeugen gegenfeitig gc den 
nicht verweigert werden ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behoͤrde, welcher ſie ane 
obliegt, weder vorgaͤngige reversales de observando reciproco zu erfordern, En sone 
noch, dafern fie nur eine Provinzialbehoͤrde iſt, in der Regel erſt die beſondere Verhalten 
Genehmigung der ihr vorgeſetzten Miniſterialbehoͤrde einzuholen, es ſey denn, börden be 
daß im einzelnen Falle die Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, ſuchen um 
oder ſonſt ganz eigenthuͤmliche Bedenken hervortraͤten. Unterbehoͤrden bleiben e 
aber unter allen Umſtaͤnden verpflichtet, keinen Menſchen außer Landes verabfol- chern. 
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gen zu laſſen, bevor fie nicht zu dieſer Auslieferung die Aukoriſation der ihnen 
Unmittelbar vorgeſetzten Behoͤrde eingeholt haben. N 
Ausnahme Artikel 47. Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in 
der Königliche Beziehung auf die Koͤniglich-Preußiſchen Rheinprovinzen. Nuͤckſichtlich dieſer 
bello hat es bei der Koͤniglich⸗Preußiſchen Verordnung vom 2ten Mai 1823. fein 
zen. Bewenden. 
Dauer des Artikel 48. Die Dauer dieſes Abkommens wird auf zwoͤlf Jahre, 
Vertrages. pom Iften September 1834, an gerechnet, feſtgeſetzt. 

Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine Aufkuͤndigung von der einen 
oder der andern Seite, ſo iſt es ſtillſchweigend als auf noch zwoͤlf Jahre weiter 
verlaͤngert anzuſehen. 

Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Königs von Preußen 
und Ihrer Durchlauchten der regierenden Fuͤrſten Reuß, juͤngerer Linie, zweimal 
leichlautend ausgefertigte, Erklaͤrung fall, nach erfolgter gegenſeitiger Auswechs⸗ 
ung Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben und oͤffentlich 
bekannt gemacht werden. 

So geſchehen Berlin, am Sten Juli 1834. 


Koͤniglich⸗Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Ancillon. 


a‘ 8 
gm e Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤ⸗ 
rung der Fuͤrſtlich-Reuß⸗Plauenſchen der jüngeren Linie gemeinſchaftlichen Ne 
gierung gusgewechſelt worden iſt, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den Aten Auguſt 18334. ö 
Ancillon. 
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(No. 1547.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 19ten Juli 1834., betreffend den Gerichtsſtand 
der zu den Garniſonen in den Bundesfeſtungen Mainz und Luxemburg 
gehörigen dieſſeitigen Militairperſonen und Beamten und ihrer Angehoͤri— 
gen, fo wie die auf deren Rechts- Angelegenheiten zur Anwendung kom⸗ 
menden Geſetze. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 30ſten Juni über den Gerichtsſtand 
der zu den Garniſonen in den beiden Bundesfeſtungen Mainz und Luxemburg 
gehoͤrigen dieſſeitigen Militairperſonen und Beamten und ihrer Angehörigen, ſo 
wie uͤber die auf deren Rechts⸗Angelegenheiten zur Anwendung kommenden Ge⸗ 
fege, ſetze Ich, mit Beſtaͤtigung der ſich hierauf beziehenden Verfuͤgungen des 
Militair⸗Juſtizdepartements dom 26ſten Juni und vom 25ſten September 1816, 
Folgendes feſt: ö 5 
1) Die zu den Garniſonen der Bundesfeſtungen Mainz und Luxemburg 
gehörigen dieſſeitigen Militairperſonen und Beamten, die ſich daſelbſt mit ei 
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Erlaubniß aufhaltenden, auf Inaktivitaͤtsgehalt oder Penfion ſtehenden Offiziere, 
Letztere, ſo lange ſie in Kriminal- oder Injurienſachen den Militairgerichtsſtand 
behalten, deren Ehefrauen, Kinder, Angehörigen, welche als zu ihrem Hausſtande 
gehoͤrig zu betrachten, und Dienſtboten mit ihren Ehefrauen und Kindern, inſo⸗ 
Ir dieſe Angehörigen und Dienſtboten Preußiſche Unterthanen ſind, endlich die 

Zittwen und geſchiedenen Ehefrauen, ſo lange ſich dieſelben nach dem Tode 
ihrer Ehegatten, oder nach rechtskraͤftig erfolgter Scheidung zum Zwecke der 
Regulirung ihrer Angelegenheiten und bis dieſe erfolgt iſt, als woruͤber im Zwei⸗ 
fel die Gouvernementsgerichte zu entſcheiden haben, in den Bundesfeſtungen auf⸗ 
halten; ſtehen in allen ihren civilrechtlichen Verhaͤltniſſen unter der Gerichts bar⸗ 
keit Meiner dortigen Gouvernementsgerichte, welchen in allen Angelegenheiten 
der ſtreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit die Jurisdiktion uͤbertragen worden 
iſt, und welche ſich hierbei lediglich nach den Vorſchriften des Allgemeinen Land⸗ 
rechts und der Allgemeinen Gerichtsordnung und den dazu ergangenen ſpaͤteren 
geſetzlichen Beſtimmungen zu achten haben. Ebenſo wird in allen Angelegenhei- 


ken, wo es auf Unterſuchung und Beſtrafung ankommt, von den Gouvernements⸗ 


Gerichten nicht nur die Unterſuchung geführt, ſondern auch nach dem $. 19. der 
Kriminalordnung und der Verordnung vom Ilten März 1818. in allen Fallen, 
in welchen die Strafe nur 50 Nthle. oder vierwoͤchentliches Gefaͤngniß beträgt, 
gegen diejenigen Individuen, welche nicht ſchon nach allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
we in Unterſuchungsſachen der Militairgerichtsbarkeit unterworfen find, 
erkannt. i ; 


2) Das DbersLandesgeriht in Hamm wird fortfahren, in denen hier⸗ 
durch den Gouvernementsgerichten delegirten Sachen, die Aufſicht über die 
Gouvernementsgerichte zu führen und in den Prozeſſen, worin dieſelben erkannt 
haben, ſofern es die Geſetze uͤberhaupt verſtatten, in zweiter Inſtanz zu erkennen. 
Es iſt berechtigt, wenn der Auditeur des Gouvernementsgerichts bei einer gericht⸗ 
lichen Angelegenheit perſoͤnlich betheiligt iſt, oder rekuſirt wird, und wenn es ſich 
von einem Gehalts-Abzugsverfahren, bei dem mehrere Glaͤubiger konkurriren, 
handelt, dieſe Sachen an ſich zu ziehen und darin, ſo wie in dem am Schluſſe 
der vorigen Paragraphen gedachten Falle in erſter Inſtanz ſelbſt zu erkennen. 
Von dieſen Erkenntniſſen erſter Inſtanz iſt der Inſtanzenzug derſelbe, wie von 
allen übrigen Erkenntniſſen erſter Inſtanz des gedachten Ober⸗Landesgerichts. 


3) Bei Aufnahme der gerichtlichen Erklärungen und Vertraͤge ſoll in 
Mainz der bei der Inſpektion der Beſatzung angeſtellte Auditeur und in Luxem⸗ 
burg der Aktuar den Auditeur des Gouvernementsgerichts in Verhinderungs⸗ 
Faͤllen vertreten; bei Teſtaments⸗Aufnahmen aber ſollen im Nothfalle die FF. 194. 
und 200. des Titels XII. Theil I. des Allgemeinen Landrechts zur Anwendung 
kommen. Dieſe Vorſchrift findet auch auf frühere Handlungen Anwendung; es 
ſollen dieſelben guͤltig ſeyn, wenn deren Aufnahme durch die hier benannten Per⸗ 
ſonen und unter Beobachtung der in den bezogenen Geſetzſtellen ertheilten An⸗ 
weiſungen erfolgt if. — $. 17. der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht. Die 
Verhandlungen ſind übrigens nach erfolgter Aufnahme an das Ober⸗Landesge⸗ 
richt zu Hamm zu ſenden, um dem Befunde nach die weitere geſetzliche Verfuͤ— 
gung zu treffen. i f 8 
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4) Es wird nachgegeben, daß die im erſten Paragraphen genannten Per⸗ 
ſonen mit den Einwohnern gedachter Staͤdte und fremden Unterthanen, ſoweit 
es guͤltigerweiſe geſchehen kann, mündlich unter Privat⸗Unterſchrift, oder vor 
einem dortigen Notar, Vertraͤge abſchließen koͤnnen, und wird in dieſen Faͤllen 
die Gultigkeit derſelben, hinſichtlich ihrer Form, in Gemaͤßheit des L. 111. Tit. V. 
Th. I. des Allgemeinen Landrechts auch von den dieſſeitigen Gerichten nach den 
dortigen Landesgeſetzen beurtheilt. + 

5) Die Einwirkung der Gouvernementsgerichte auf die Nachlaß⸗Regu⸗ 
lirungen und auf das Vormundſchaftsweſen beſchraͤnkt ſich auf die zur Sicher⸗ 
ſtellung, Inventariſation, und etwanigen Verſilberung des Nachlaſſes und zum 
Beſten der Pflegebefohlenen nothwendigen erſten Einleitungen, worauf die Akten 
dem Ober⸗Landesgerichte zu Hamm einzureichen ſind, um ſie an das Gericht ab⸗ 
zugeben, welches nach den Geſetzen kompetent iſt, den Nachlaß zu reguliren und 
die obervormundſchaftliche Aufſicht zu führen, oder wenn kein ſolches vorhanden 
ift, dieſe Geſchaͤfte ſelbſt zu übernehmen. ö 

6) Das Ober⸗Landesgericht zu Hamm und die Gouvernementsgerichte 
verwalten die Juſtiz nach den Vorſchriften der allgemeinen Preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung, mit Beruͤckſichtigung der Perſonal⸗ und Realſtatute nach §. 23. und 32. 
der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht. Mit der zu 4. gedachten Ausnahme 
hinſichtlich der Form der Vertraͤge mit Fremden, erkennen fie hinſichtlich ihrer 
Auslegung und rechtlichen Folgen nach den Grundſaͤtzen des Preußiſchen Rechts, 
wenn dieſe Verträge auch mit Fremden, nach den Formen auslaͤndiſcher Geſetze 
geſchloſſen worden, und die aus den, nach den Preußiſchen oder fremden Formen 
während ihres. Aufenthalts in den Bundesfeſtungen von den im erſten Paragra⸗ 
phen bezeichneten Perſonen geſchloſſenen Verträgen, erworbenen Nechte und uͤber⸗ 
nommenen Verpflichtungen, erleiden durch die ſpaͤter erfolgte Verſetzung derſel⸗ 
ben, oder durch ihren freiwilligen Umzug in das Preußiſche Staatsgebiet keine 
Veraͤnderungen, ſollten auch die Allgemeinen Preußiſchen Geſetze an dem Orte, 
wo ſie ihr neues Domizil nehmen, noch nicht eingefuͤhrt ſeyn. 

Sie haben dieſe Beſtimmungen durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu 
len und die erforderlichen Anweiſungen an die betreffenden Gerichte zu 
erlaffen. = | 

Teplitz, den 19ten Juli 1834. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler 


und den Staats⸗ und Kriegsminiſter, General⸗Lieutenant 
v. Witzleben. 


